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1 Einleitung 

 

Während der Gesetzgeber das Recht der Vormundschaft für Erwachsene 

neu geordnet hat, ist das Recht der Vormundschaft für Minderjährige, von 

ein paar punktuellen Änderungen abgesehen, seither nicht umfassend 

reformiert worden und seit mehr als hundert Jahren nahezu unverändert in 

Kraft.1 Dieser Zustand hat sich jedoch in den letzten Jahren merklich 

verändert. An mehreren Stellen ist inzwischen die Diskussion 

losgebrochen, die genau dies thematisiert: „die Frage danach, was eine 

gute Vormundschaft ausmacht, was sie leisten muss unter den 

Bedingungen einer sich verändernden Gesellschaft und welche Strukturen 

sie dafür braucht um das Wohl des Kindes zu sichern.“2  

 

Die wiederkehrenden Fälle von Kindesmisshandlungen und 

Kindesvernachlässigungen mit Folge erheblicher Körperverletzung oder 

Todesfolge haben die Bundesrepublik Deutschland in der jüngsten 

Vergangenheit erschüttert. Nachträglich wurde der Staat hierdurch auf 

seine grundrechtliche Wächterfunktion hingewiesen. Ebenso mehrte sich 

in den letzten Jahren die Kritik an der praktischen Wahrnehmung der 

Amtsvormundschaft durch die Jugendämter.3 Nach langen Debatten trat 

daher am 06. Juli 2011 das Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- 

und Betreuungsrechts in Kraft. Der Gesetzgeber ist hiermit einen weiteren 

Schritt in Richtung seiner verfassungsrechtlichen Pflichten gegangen. Ziel 

dieses Gesetzes ist es, die persönliche Verantwortung des Vormunds für 

die ihm anvertrauten Kinder oder Jugendlichen zu stärken.  

 

Nach diesen politischen Wandlungen stellt sich die Gesellschaft die Frage: 

„Welche Gründe gibt es für diese Entwicklung?“ Schon allein das „Bild 

vom Kind“ hat sich in den letzten Jahrhunderten deutlich gewandelt, Fälle 

                                                 
1 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 15. 
2 Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 7. 
3 Vgl. Giesecke, Ausarbeitung zu: Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzentwurfes zur 
Änderung des Vormundschafts- und Betreuungsrechts durch den Bundesrat, S. 3. 
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von Kindesmisshandlungen und Kindesvernachlässigungen gelangen 

immer häufiger an die Öffentlichkeit. Das Wesen der Vormundschaft 

wurde endlich an die sich verändernde Gesellschaft angepasst. 

 

Im Rahmen dieser Bachelorarbeit habe ich mich daher mit der 

Entwicklung des Vormundschaftswesens in Deutschland und den 

wesentlichen Gründen für diese Entwicklung beschäftigt.  

 

Um die heutige Struktur des Vormundschaftswesens für Minderjährige zu 

verstehen und die heutige Rechtsform, sowie das dahinter stehende 

Rechtsverständnis, nachvollziehen zu können, werde ich in dieser Arbeit 

zuerst auf die rechtsgeschichtliche Entwicklung eingehen.  

Anschließend werde ich die wichtigsten Eckpunkte des 

Vormundschaftswesens aufzeigen. Kinder als Subjekte und Träger 

eigener Rechte anzusehen ist historisch neu. Um den gesetzlichen 

Wandel nachvollziehen zu können, werde ich anschließend  das „Bild vom 

Kind“ darstellen. Die Ausgangssituation der Reformbestrebungen werde 

ich anhand eines Beispielfalles aufzeigen und anbei das Wesen der 

Kindeswohlgefährdung beschreiben. Anschließend wird die aktuelle 

Situation der Amtsvormundschaft anhand statistischer Daten erläutert. 

Zuletzt werden die neuen gesetzlichen Bestimmungen und deren 

Zielsetzungen im Bereich der Vormundschaft dargestellt. 
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2 Rechtsgeschichtliche Entwicklung der Vormundschaft 

 

Bereits im römischen Recht kannte man Formen der Vormundschaft. Bei 

der „Tutela“ (Fürsorge, Vormundschaft) wurden nichtgeschlechtsreife 

Mädchen und Jungen, soweit sie nicht unter väterlicher Gewalt standen, 

von einem „Tutor“ (Vormund) betreut.4 Das betroffene Kind, das nicht 

unter väterlicher Sorge stand, wird Mündel genannt. Der Tutor hatte die 

Aufgabe, die gesetzliche Vertretung und die Vermögensverwaltung seines 

Mündels wahrzunehmen und dessen Erziehung zu überwachen. Das Amt 

des Tutors wurde in den meisten Fällen durch Verwandte, aber auch 

durch vom Gerichtsherrn ernannte Personen, ausgeübt.5 

 

Auch im deutschen Recht war die Vormundschaft schon früh verankert.6 

Die Vormundschaft war in den verschiedenen Epochen (germanische Zeit, 

fränkische Zeit, Mittelalter, Zeit der Rezeption, 18./19. Jahrhundert) 

unterschiedlich ausgestaltet. Ihr unterlagen vaterlose Kinder, 

unverheiratete Frauen, Gebrechliche und Greise, Geisteskranke und 

Geistesschwache.  

 

In der germanischen Zeit stand die Vormundschaft (Munt) der Sippe zu. 

Sie wurde jedoch von einem einzelnen Beauftragten ausgeübt. Dieser 

Beauftragte war automatisch der nächste Verwandte der Vaterseite 

(geborener Vormund). Der „Muntling“ trat in seine Hausgemeinschaft ein.7 

Das Wort „Muntling“ wurde von Munt abgeleitet.8 Die Sippe ersetzte 

insofern den noch nicht vorhandenen Staat, die Munt die noch nicht 

                                                 
4 Vgl. Arbeits- und Orientierungshilfe - Das Leistungsprofil des Amtsvormunds, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder, S. 4. 
5 Vgl. Arbeits- und Orientierungshilfe - Das Leistungsprofil des Amtsvormunds, in:  
Qualitätsstandards für Vormünder S. 4. 
6 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 18. 
7 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Beistandschaft und Pflegschaft für Minderjährige,  
S. 2. 
8 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 19. 
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ausgebildete Staatsgewalt.9 Die Vormundschaft wurde zunächst im 

familiären Bereich ausgeführt.10 

 

In der fränkischen Zeit stand der Vormund nicht mehr durch 

Verwandtschaft fest, sondern wurde durch die verwitwete Mutter oder 

durch letztwillige Verfügung des Vaters bestimmt. Die Sippe hatte nun 

nicht mehr die Vormundschaft sondern nur noch die Oberaufsicht. 

 

Ab dem 13. Jahrhundert ging die Vormundschaft auf den König und die 

Städte über. Der Obervormund bestimmte einen Vormund. 

Reichspolizeiordnungen sowie Landesrechte regelten das 

Vormundschaftswesen.11 Die Vormundschaft entwickelte sich allmählich 

vom Recht der Sippe zur staatlich kontrollierten Pflicht.12 

 

Das Preußische Allgemeine Landrecht von 1794 unterwarf den Vormund 

ausgedehnten staatlichen Aufsichtsbefugnissen. Es machte die 

Vormundschaft fast zur reinen Verwaltungsaufgabe. Demgegenüber 

stärkte die Preußische Vormundschaftsordnung von 1875 wieder die 

Selbstständigkeit des Vormunds. Außerdem reduzierte sie die Kompetenz 

des Vormundschaftsgerichts auf Beaufsichtigungen und bestimmte 

Genehmigungen. In der Regel wurde der Vormund durch die Obrigkeit 

ernannt. Allerdings gab es Vorzugsrechte auf die Ernennung. Neben die in 

der Preußischen Vormundschaftsordnung vorgesehene 

Einzelvormundschaft traten insbesondere für Waisenkinder, eheliche 

Kinder, die der Armenpflege unterstanden und uneheliche Kinder 

vereinzelt die landesrechtliche General- oder Sammelvormundschaften.  

 

                                                 
9 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 19. 
10 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 19. 
11 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Beistandschaft und Pflegschaft für Minderjährige,  
  S. 2 f. 
12 Vgl. Heider, Die Geschichte der Vormundschaft seit der Aufklärung, S. 49. 
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Die Armenamts-, Anstalts- und Berufsvormundschaft über uneheliche 

Kinder waren die ersten professionellen Vormundschaften.13 

 

Mit Inkrafttreten des BGB am 01.01.1900 wurde gleichzeitig das 

Vormundschaftsrecht eingeführt. Das damalige Vormundschaftsgericht 

wurde quasi zum Obervormund. Als Helfer stand ihm der 

Gemeindewaisenrat zur Seite. Vormundschaften, die nicht von 

Verwandten wahrgenommen wurden, wurden vom Gemeindewaisenrat 

geführt.14 Das BGB lehnte sich weitestgehend an die Preußische 

Vormundschaftsordnung von 1875 an. „Unter Vormundschaft verstand das 

BGB die von einer Person (dem Vormund) unter staatlicher Aufsicht 

(Vormundschaftsgericht) geführte Obsorge über Person und Vermögen 

eines Menschen, der von der Rechtsordnung als noch nicht 

(Minderjährige) oder nicht mehr (geschäftsunfähige Volljährige) fähig 

angesehen wurde, seine Angelegenheiten selbst zu besorgen, und für den 

eine sonstige gesetzliche Fürsorge (elterliche Gewalt) nicht vorgesehen 

war.“15 Die Vormundschaft ahmte somit die elterliche Gewalt nach, ohne 

dass damit die Aufnahme des Mündels in die Familie des Vormunds 

verknüpft war. Eine Amtsvormundschaft kannte das BGB nicht.16 

 

Am 01.04.1924 trat das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (RJWG) in Kraft. 

Es führte dazu, dass die erstmals obligatorisch einzurichtenden 

Jugendämter kraft Gesetzes, also ohne besondere Bestellung, 

Amtsvormünder aller in ihrem Bezirk geborenen unehelichen Kinder 

wurden. Die Aufgaben des Gemeindewaisenrates wurden den 

                                                 
13  Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige,                                               
S. 3. 
14 Vgl. Arbeits- und Orientierungshilfe - Das Leistungsprofil des Amtsvormunds, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder, S. 4. 
15 Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige,                                                       
S. 3. 
16 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige, 
S. 3f. 
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Jugendämtern übertragen. Außerdem wurde durch das RJWG die 

Anstalts- und die Vereinsvormundschaft zugelassen.17 

 

Von den nach dem Inkrafttreten des RJWG erlassenen Gesetzen und 

Verordnungen zum Familien- und Jugendhilferecht tangierten nur einige 

das Vormundschaftsrecht:18 

 

Mit dem Familienrechtsänderungsgesetz vom 11.08.1961 und dem im 

selben Jahr in Kraft getretenen Jugendwohlfahrtsgesetz entstanden die 

heutigen Formen der Vormundschaft.19 Das 

Familienrechtsänderungsgesetz verlangte für die Vereins- und die 

Amtsvormundschaft die Vormundschaftsführung durch Einzelpersonen, 

was bedeutete, dass die Institution, die Vormund war, eine Einzelperson 

mit der Vormundschaft betraute.20 Durch das 

Familienrechtsänderungsgesetz wurde die Anstaltsvormundschaft 

abgeschafft. In §1800 BGB wurde Abs. 2 eingefügt, dieser regelte, dass 

der Vormund bei einer Unterbringung des Mündels, die mit 

Freiheitsentziehung verbunden war, der Genehmigung durch das VormG 

bedurfte. 

 

Durch das Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder 

vom 19.08.1969 wurde der Verfassungsauftrag des Art. 6 Abs. 5 GG 

Grundgesetz (GG) erfüllt. Danach wurde den nichtehelichen Kindern 

durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und 

seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft  geschaffen 

wie den ehelichen Kindern. Die Amtsvormundschaft über nichteheliche 

Kinder wurde abgeschafft und durch die Amtspflegschaft ersetzt. Der 

Ersatz von Aufwendungen für die Führung einer Vormundschaft (§1836 

                                                 
17 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 22. 
18 Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige, S. 5. 
19 Vgl. Arbeits- und Orientierungshilfe - Das Leistungsprofil des Amtsvormunds, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder, S. 4. 
20 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 23. 
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Abs. 3, 4 BGB) und die Möglichkeit einer Vergütung (§1836 Abs. 3,4 BGB) 

wurde vorgesehen.  

 

Das Sorgerechtsgesetz vom 18.07.1979 führte wieder zur Streichung des 

§1800 Abs. 2 BGB, weil auch die Unterbringung durch Eltern 

genehmigungspflichtig wurde und §1801 BGB auf die Bestimmungen des 

elterlichen Sorgerechts verweist. 

 

Durch den Einigungsvertrag vom 31.08.1990, in Kraft seit dem 

03.10.1990, wurde die gesamtdeutsche Rechtseinheit auf dem Gebiet des 

Familienrechts weitgehend wiederhergestellt.21 

 

Das Gesetz zur Neuordnung des Kinder- und Jugendhilferechts (KJHG) 

vom 26.06.1990 brachte keine gravierenden inhaltlichen Änderungen zur 

Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft, sondern organisierte 

lediglich die betreffenden Paragraphen neu.22 Es führte eine 

Paragraphenbereinigung durch, es entfernte nämlich die Vorschriften, die 

wortgleich im BGB und Jugendwohlfahrtsgesetz (JWG) standen, und 

ordnete die verbleibenden Bestimmungen richtig zu:  

 

• „die materiellen Regelungen ins BGB; 

• Regelungen, die sich an den Richter wenden, je nach 

Rechtsnatur ins BGB oder das Gesetz über die 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG); 

• Regelungen, die sich ans Jugendamt wenden, ins SGB VIII.“23 

 

Das Betreuungsgesetz vom 12.09.1990 brachte erstmals in der 

Rechtsgeschichte die Trennung der Rechtsfürsorge für Minderjährige und 

Volljährige. Seither bleibt das Rechtsinstitut der Vormundschaft allein den 

                                                 
21 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige, 
S. 6. 
22 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 23. 
23
 Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige, S. 6. 
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Minderjährigen vorbehalten (§§ 1793 – 1895 BGB), für die Volljährigen 

wurde ein neues Rechtsinstitut geschaffen dem keine Entmündigung 

vorausgeht. Die Betreuung ist in den §§ 1896 – 1908i BGB geregelt.  

Das Beistandschaftsgesetz vom 04.12.1997 schaffte die gesetzliche 

Amtspflegschaft für nichteheliche Kinder, die 1970 die gesetzliche 

Amtsvormundschaft abgelöst hatte, sowie die allgemeine Beistandschaft, 

ab. Seitdem und bis heute wird das Jugendamt nur durch dort gestellten 

Antrag Beistand. Als Aufgabenkreise kommen lediglich die Feststellung 

der Vaterschaft und die Geltendmachung von Unterhalt in Betracht (§ 

1712 ff BGB). 

 

Das Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in den 

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit – FGG-Reform-Gesetz – 

vom 17.12.2008 betrifft über 100 Gesetze, die als Artikel in dem 

Reformgesetz auftauchen. Gegenständlich hat es einerseits das FGG und 

die sonstigen verstreut geregelten Materien der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit, andererseits die verfahrensrechtlichen Bestimmungen bei 

Ehe- und sonstigen Familiensachen, die bisher teils in der ZPO, teils im 

FGG zu finden waren, zusammengefasst. Vormundschaften für 

Minderjährige sind nunmehr unter den sog. Kindschaftssachen zu finden, 

für die ausschließlich das Familiengericht und nicht mehr das 

Vormundschaftsgericht zuständig ist. In Bezug auf diese Materie ist für die 

Eingriffe in das Elternrecht funktionell wie bisher der Richter, für andere 

Bereiche der Rechtspfleger, zuständig.24 

 

Die Geschichte der Vormundschaft kann somit als ein historischer Prozess 

verstanden werden, bei dem immer wieder versucht wurde, die Praxis der 

Rechtssprechung den sich verändernden gesellschaftlichen und sozialen 

Bedingungen anzupassen.25 

 

                                                 
24 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige, 
S. 7 f. 
25 Vgl. Hansbauer, Vormundschaft in Deutschland: Trends und Perspektiven, S. 20. 
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3 Das Wesen der Vormundschaft 

 

„Unter dem Begriff Vormundschaft im Sinne der §§ 1773 ff. des 

Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) versteht man die Wahrnehmung aller 

persönlichen und vermögensrechtlichen Angelegenheiten eines Kindes 

(elterliche Sorge).“26 Die Vormundschaft bezieht sich ausschließlich auf 

Minderjährige und endet mit deren Volljährigkeit.27 Eine Vormundschaft für 

eine minderjährige Person wird immer dann erforderlich, wenn diese nicht 

unter elterlicher Sorge steht oder seine Eltern aus rechtlichen oder 

tatsächlichen Gründen nicht oder nicht mehr in der Lage sind, die 

elterliche Sorge selbst auszuüben. Ein rechtliches Hindernis könnte zum 

Beispiel die Minderjährigkeit oder die Geschäftsunfähigkeit der Eltern 

darstellen. Als tatsächliches Hindernis wird zum Beispiel die Abwesenheit 

der Eltern bezeichnet. Die elterliche Sorge wird dann von einem Dritten, 

dem Vormund, ausgeübt. Das Recht der Vormundschaft regelt die 

Aufgabe von Personen, die anstelle oder auch nur zusätzlich zu den 

leiblichen Eltern Aufgaben der elterlichen Sorge wahrnehmen.28  

Auch im heutigen Recht bezeichnet der Begriff Mündel ein Kind oder 

einen Jugendlichen der nicht unter elterlicher Sorge steht. 

 

Die Vormundschaft setzt gem. § 1773 BGB in drei Fällen ein: 

 

1. Minderjähriger steht nicht unter elterlicher Sorge: 

Jeder Minderjährige, der nicht unter elterlicher Sorge steht, erhält einen 

Vormund (§ 1773 Abs. 1 Satz 1 BGB). Beendigungsgründe für die 

elterliche Sorge sind z.B. der Tod beider Elternteile, wenn sie gem. § 1629 

Abs. 1 BGB die gemeinschaftliche Sorge für das Kind hatten. 

 

2. Eltern sind zur elterlichen Sorge nicht berechtigt: 

                                                 
26 Vgl. im WWW unter: http://www.rechtswoerterbuch.de/recht/v/vormundschaft-
minderjaehrige/, [30.08.2011]. 
27 Vgl. Mattioli-Danker, u.a., Vormundschaft bei Minderjährigen, S. 6. 
28 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 16. 
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Gem. § 1773 Abs. 1 Satz 2 BGB ist ein Vormund zu bestellen, wenn die 

Eltern bzw. der allein sorgeberechtigte Elternteil zur Vertretung des Kindes 

weder in persönlichen noch in vermögensrechtlichen Angelegenheiten 

berechtigt sind. Dies ist dann der Fall, wenn die elterliche Sorge gem. der 

§§ 1666, 1666a BGB –Kindeswohlgefährdung- entzogen wurde. 

Außerdem kann die Anordnung der Vormundschaft durch das Ruhen der 

elterlichen Sorge gem. der §§ 1673 bis 1675 BGB begründet sein. Gründe 

für das Ruhen der elterlichen Sorge sind rechtliches Unvermögen, z.B. 

wegen fehlender oder beschränkter Geschäftsfähigkeit (§ 1673 BGB), 

sowie tatsächliches Unvermögen (§1674 BGB), das jedoch vom 

Familiengericht festzustellen ist. Bei gemeinsamer Sorge der Eltern muss 

dies beide Elternteile betreffen.  

 

3. Der Familienstand des Minderjährigen ist nicht zu ermitteln: 

Einem Minderjährigen, dessen Familienstand nicht zu ermitteln ist, ist 

gem. § 1773 Abs. 2 BGB ein Vormund zu bestellen. Dies gilt insbesondere 

für Findelkinder (§25 Personenstandsgesetz (PSTG)). Ebenso ist bei 

unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen, deren Eltern tot sind, die 

staatlich verfolgt werden oder auf der Flucht sind, ein Vormund zu 

bestellen.29 

 

3.1 Formen der Vormundschaft  

 

Bei den Formen der Vormundschaft sind nach den gesetzlichen 

Bestimmungen (§§ 1773 ff BGB) die Vereinsvormundschaft (Bestellung 

eines rechtsfähigen Vereins), die Einzelvormundschaft (Bestellung einer 

natürlichen Person) und die Amtsvormundschaft (Bestellung des 

Jugendamts) zu unterscheiden.  

 

 

 

                                                 
29 Vgl. Mattioli-Danker, u.a, Vormundschaft bei Minderjährigen, S. 6 f. 
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Vereinsvormundschaft 

 

Rechtsfähige Vereine wie z.B. Vereinigungen für Jugendwohlfahrt, 

karitative und konfessionelle Vereinigungen können gemäß § 1791a Abs. 

1 Satz 1 BGB zum Vormund bestellt werden, wenn sie vom 

Landesjugendamt für geeignet erklärt worden sind. Zu beachten ist 

jedoch, dass die Einzelvormundschaft vorrangig gem. § 1791a Abs. 1 Satz 

2 BGB ist. Die Vereinsvormundschaft genießt jedoch gem. § 56 Abs. 4 

SGB VIII Vorrang.30 

 

Einzelvormundschaft 

 

Bei der Einzelvormundschaft wird die Vormundschaft von einer natürlichen 

Person ausgeübt (§ 1779 BGB). Der Einzelvormund führt eine oder 

wenige Vormundschaften als unentgeltliches Ehrenamt gem. § 1836 BGB. 

 

Amtsvormundschaft 

 

Die Amtsvormundschaft ist die vom Jugendamt ausgeübte 

Vormundschaft. 31 Gemäß § 55 Abs. 2 Achtes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB VIII) übertragt das Jugendamt bei der Amtsvormundschaft die 

Aufgaben des Vormunds auf einzelne seiner Beamten oder Angestellten, 

die dann gesetzliche Vertreter des Kindes sind. 

 

Innerhalb der Amtsvormundschaft wird zwischen der bestellten 

Amtsvormundschaft gem. § 1791 b BGB und der gesetzlichen 

Amtsvormundschaft gem. § 1791 c BGB unterschieden.  

 

 

                                                 
30 Vgl. Mattioli-Danker, u.a, Vormundschaft bei Minderjährigen, S. 9. 
31 Vgl. im WWW unter: 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Publikation
en/Fachveroeffentlichungen/Sozialleistungen/KinderJugendhilfe/PflegeVormundBeistand
schaftPflegeerlaubnis5225202107004,property=file.pdf, S.3, [17.08.2011.] 
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3.2 Gesetzliche Grundlagen 

 

In Artikel 6 Abs. 2 des Grundgesetztes (GG) regelt der Gesetzgeber, dass 

die Pflege und Erziehung eines Kindes das natürliche Recht und die ihnen 

zuvörderst obliegende Pflicht der Eltern ist. Über diese Betätigung wacht 

die staatliche Gemeinschaft (staatliches Wächteramt). In erster Linie 

haben somit Mütter und Väter die Pflicht und das Recht für ihre 

minderjährigen Kinder zu sorgen und sie zu vertreten. Im Falle, dass die 

Eltern für die Ausübung dieser Sorgeverantwortung ausfallen, muss diese 

auf andere Weise gewährleistet werden. Verantwortlich, dass 

schutzbedürftige Minderjährige die notwendige Fürsorge erhalten, ist 

gemäß Artikel 6 Abs. 2 S. 2 GG der Staat aufgrund seines 

„Wächteramtes“. Voraussetzung für die Anordnung einer Vormundschaft 

ist demzufolge stets, dass Eltern – aus welchen Gründen auch immer – 

nicht in der Lage sind, selbst die elterliche Sorge für ihre Kinder 

auszuüben.32 

 

„Das Elternrecht hat bei der Definition des individuellen Kindeswohls 

Vorrang.“33 Allerdings gibt es das Eingriffsrecht, wenn die elterliche 

Auffassung bezüglich des Kindeswohls zu dessen Gefährdung führt. 

Folglich hat das staatliche Wächteramt die Aufgabe, Verletzungen des 

Kindeswohls vorzubeugen und zu versuchen, falls eine Verletzung bereits 

eingetreten sein sollte, diese zu kompensieren. Außerdem besteht seitens 

des Staates die Aufgabe, Maßnahmen zur Gefahrenabwehr einzuleiten.34  

 
Die Gesellschaft hat sich seit Inkrafttreten des BGB vor mehr als 

einhundert Jahren deutlich gewandelt. Dies gilt insbesondere für die 

Aufteilung der Erziehungsverantwortung zwischen Vater und Mutter, aber 

auch für die Bewertung der Ehe als Voraussetzung für die (rechtliche) 

Befugnis zur umfassenden Übernahme der Erziehungsverantwortung. 

                                                 
32 Vgl. Hansbauer, Vormundschaft in Deutschland: Trends und Perspektiven, S. 38. 
33 Gondolf, Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 26. 
34 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 26. 
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Dieser Wandel blieb nicht ohne Folgen im Hinblick auf die 

Entstehungsgründe für den Eintritt einer Vormundschaft.35 

 

Hierbei ist stets zwischen gesetzlichen, d.h. automatisch eintretenden, und 

gerichtlich angeordneten Amtsvormundschaften zu unterscheiden. 36 

 

3.4 Arten der Vormundschaft 

 

Bei den Arten der Vormundschaft muss nach der Art des 

Zustandeskommens der Vormundschaft unterschieden werden: 

 

Vormundschaft kraft Gesetzes  

 

• § 1673 BGB - Ruhen der elterlichen Sorge bei rechtlichem 

Hindernis; 

 

• § 1791 c Abs. 1 BGB – Ruhen der elterlichen Sorge einer nicht 

verheirateten minderjährigen Mutter; 

 

• § 1751 Abs. 1 BGB – Ruhen der elterlichen Sorge mit Einwilligung 

zur Adoption. 

 

Vormundschaft kraft richterlicher Anordnung 

 

• § 1666 BGB – Entzug der elterlichen Sorge bei Gefährdung des 

Kindeswohls; 

 

• §1773 Abs. 1 BGB – Tod des sorgeberechtigten Elternteils oder der 

sorgeberechtigten Eltern; 

 

                                                 
35 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 43 f. 
36 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige, 
S. 10. 
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• §§ 1674, 1773 BGB – Ruhen der elterlichen Sorge bei 

tatsächlichem Hindernis, z.B. unbekannter Aufenthalt der Eltern, 

Inhaftierung; 

 

• § 1773 Abs. 2 BGB – Familienstand des Kindes ist nicht zu 

ermitteln, z.B. Findelkind. 

 

3.3.1 Vormundschaft kraft Gesetzes 

 

„Der gesellschaftliche Wandel wird insbesondere in der Entwicklung der 

gesetzlichen Vormundschaft deutlich.“37 Für lange Zeit hielten Staat und 

Gesellschaft Kinder und Jugendliche, deren Eltern nicht miteinander 

verheiratet waren, für besonders schutzbedürftig. Mit ihrer Zeugung war 

die generelle Vermutung verbunden, dass die Mutter zur vollen 

Übernahme der elterlichen Verantwortung aus persönlichen und sozialen 

Gründen nicht in der Lage war. Die Elternverantwortung des Vaters, der 

immerhin auch an der Zeugung beteiligt war, war jedoch lange Zeit 

undenkbar. Eine verwandtschaftliche Beziehung zwischen Vater und Kind 

hat der Gesetzgeber erst vor wenigen Jahren anerkannt.38 

 

Da eine minderjährige, nicht verheiratete Mutter zum Zeitpunkt der Geburt 

ihres Kindes gemäß § 106 BGB nicht voll geschäftsfähig ist und daher 

nicht zur gesetzlichen Vertretung des Kindes berechtigt ist, wird das örtlich 

zuständige Jugendamt kraft Gesetzes zum Vormund des Kindes (§1791 c 

Abs. 1 S. 1 BGB). Ein vollständiges Ruhen der elterlichen Sorge der 

minderjährigen Mutter tritt nicht ein. Vielmehr steht ihr die Personensorge 

für das Kind gemäß § 1673 Abs. 2 S. 2 Hs. 1 BGB neben dem Vormund 

als gesetzlicher Vertreter zu. Zur gesetzlichen Vertretung des Kindes ist 

die Mutter wegen ihrer beschränkten Geschäftsfähigkeit nicht berechtigt (§ 

1673 Abs. 2 S. 2 Hs. 2 BGB). Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 

                                                 
37 Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 44. 
38 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 44. 
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dem Vormund und der minderjährigen Mutter in Angelegenheiten der 

Personensorge geht die Meinung der minderjährigen Mutter vor (§1673 

Abs. 2 S. 3 BGB). 

 

Im Falle einer Adoption ruht die elterliche Sorge der abgebenden Eltern / 

des abgebenden Elternteils ebenfalls kraft Gesetzes (§ 1751 BGB). Das 

Jugendamt wird dann kraft Gesetzes Amtsvormund.39 

Die gesetzliche Vormundschaft tritt für den Zeitraum zwischen der 

Einwilligung der Eltern in die Adoption und der gerichtlichen Entscheidung 

über die Begründung eines neuen Eltern-Kind-Verhältnisses ein (§1751 

BGB).40 

 

Somit wird das Jugendamt in den Fällen der §§ 1751 und 1791c BGB zum 

gesetzlichen Amtsvormund. Eine Bestellung von Verwandten ist hier nicht 

möglich. Eine Übertragung des Sorgerechts im Rahmen einer 

Vormundschaft ist rechtlich nur bei bestellten Vormundschaften möglich.41 

 

3.3.2 Vormundschaft kraft richterlicher Anordnung 

 

Die Formen der bestellten Vormundschaft unterscheiden sich von den 

Formen der gesetzlichen Vormundschaft durch den Entstehungsakt. 

Während die Vormundschaft im ersten Fall „automatisch“ d.h. durch 

Erfüllung eines gesetzlichen Tatbestands eintreten, bedarf es im Fall der 

bestellten Vormundschaft einer ausdrücklichen Anordnung durch das 

Vormundschaftsgericht. Das Gesetz kennt eine Reihe von Tatbeständen, 

von denen der Entzug der elterlichen Sorge wegen Gefährdung des 

Kindeswohls (§ 1666 BGB) jedoch der quantitativ bedeutsamste sein 

dürfte.42 

                                                 
39 Vgl. Arbeits- und Orientierungshilfe – Gesetzliche Amtsvormundschaft, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder. 
40 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 45. 
41 Vgl. Arbeits- und Orientierungshilfe – Gesetzliche Amtsvormundschaft, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder. 
42 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 45. 
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Bei der bestellten Amtsvormundschaft wird das Jugendamt immer dann 

zum Vormund bestellt, wenn eine als Einzelvormund geeignete Person 

nicht vorhanden ist. Das bedeutet, dass diese Form der Vormundschaft 

nur subsidiär ausgeführt werden soll.43 

 

Bei der bestellten Vormundschaft stellt sich die Lebenssituation des 

Kindes im Regelfall anders dar als bei der gesetzlichen Vormundschaft. 

Der Entzug der elterlichen Sorge steht hier im Vordergrund (§1666, 1666a 

BGB). In diesen Fällen hat das Familiengericht nicht nur festgestellt, dass 

das Kindeswohl gefährdet ist, sondern auch, dass der Elternteil bzw. die 

Eltern nicht bereit oder nicht in der Lage sind, diese Gefährdung 

abzuwenden.44 

 

3.4 Aufgaben des Vormunds 

 

Die Aufgaben des Vormunds umfasst die Personen- und die 

Vermögenssorge des Mündels. Er hat das Recht und die Pflicht, für die 

Person und das Vermögen des Mündels zu sorgen (§ 1793 BGB). 

Insbesondere muss der Vormund den Mündel vertreten. Die Vertretung 

erfolgt außergerichtlich und gerichtlich, d.h. der Vormund nimmt die 

Rechtsgeschäfte des Mündels wahr.45 Vorrangige Aufgabe des 

Vormundes ist jedoch, die Erziehung des Mündels anstelle der Eltern zu 

gewährleisten und seine Rechte zu vertreten.46 

 

3.4.1 Wahrnehmung der Personensorge 

 

Die Inhalte der Personensorge ergeben sich aus den §§ 1631, 1631a und 

1626 Abs. 2 BGB, wonach die Personensorge die Pflege, Aufsicht, 

Aufenthaltsbestimmung, das Recht der Kinder auf gewaltfreie Erziehung 

                                                 
43 Vgl. Mattioli-Danker, u.a., Vormundschaft bei Minderjährigen, S. 8. 
44 Vgl. Hansbauer (Hrsg.), Neue Wege in der Vormundschaft, S. 46. 
45 Vgl. Klein, Verständliche Einführung in die Vormundschaft, S. 16. 
46 Vgl, Hansbauer, Vormundschaft in Deutschland: Trends und Perspektiven, S. 42. 
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und die angemessene Berücksichtigung der Fähigkeiten und Bedürfnisse 

des Kindes umfasst. 47  

 

Im Einzelnen beinhaltet die Wahrnehmung der Personensorge folgende 

Aufgaben: 

• „Bestimmung von Wohnort und Wohnung; 

• Sorge für das leibliche Wohl, z.B. Nahrung, Kleidung, 

Unterkunft, Körperpflege, Gesundheit; 

• Sorge für die notwendige medizinische Betreuung, 

Verantwortung für die Gesundheit, Einwilligung in 

Operationen, regelmäßige Gesundheitsvorsorge; 

• Sorge für die sittliche und geistige Entwicklung; 

• Religion, z.B. Einwilligung zur Taufe; 

• Schutz vor Schäden an Leib und Leben, an seelischer 

Entwicklung auch durch Dritte, die Mündel erleiden oder 

verursachen; 

• Auswahl von Ausbildungsstellen und Abschluss von 

Ausbildungsverträgen.“48 

 

3.4.2 Wahrnehmung der Vermögenssorge 

 

Die Vermögenssorge umfasst die Verwaltung des Vermögens des Kindes. 

An erster Stelle steht somit der Grundsatz der Sicherung des 

Mündelvermögens. Des Weiteren betrifft die Vermögenssorge sämtliche 

vermögensrechtlichen Entscheidungen, welche das Kindsvermögen 

berühren (Verwendung des Kindesvermögens durch Anlage oder 

Verbrauch). Dabei hat der Sorgerechtsinhaber das Kindsvermögen 

                                                 
47 Vgl. Mattioli-Danker, u.a., Vormundschaft bei Minderjährigen, S. 11. 
48
 Arbeits- und Orientierungshilfe – Das Leistungsprofil des Amtsvormunds, in:     

Qualitätsstandards für Vormünder S. 7. 
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wirtschaftlich anzulegen (d. h. verzinslich), soweit es nicht zur Bestreitung 

der Ausgaben bereitzuhalten ist.49 

 

Die Ausübung der Vermögenssorge beinhaltet im Einzelnen folgende 

Aufgaben:  

• „Anlegen eines Vermögensverzeichnisses; 

• Anlage und Verwaltung des Mündelvermögens; 

• Geltendmachung und Realisierung des Unterhaltsanspruches des 

Mündels 

• Versicherung, z.B. durch Abschluss von Versicherungsverträgen; 

• Versorgung, z.B. durch Geltendmachung von Rentenansprüchen; 

• Beantragung von Sozialleistungen; 

• Regelung von Erbschaftsangelegenheiten.“50 

 

3.5 Beendigung der Amtsvormundschaft 

 

Die Beendigung der Amtsvormundschaft ist in den §§ 1882 und 1884 BGB 

geregelt. Der Grundsatz des § 1882 BGB regelt, dass die Vormundschaft 

endet, sobald ihr Anlass weggefallen ist. Bei § 1884 BGB ist die 

Aufhebung durch das Vormundschaftsgericht erforderlich (bestellte 

Amtsvormundschaft).51 

Somit endet die gesetzliche Amtsvormundschaft, sobald das rechtliche 

Hindernis bzw. die rechtliche Grundlage wegfällt, weil: 

• „die Mutter volljährig wird, 

• die Mutter den volljährigen Vater des Kindes heiratet, 

• die Eltern eine Sorgeerklärung gem. § 1626 a BGB abgeben und 

der Vater des Kindes volljährig ist, 

• sie in eine bestellte Vormundschaft umgewandelt wird, 

                                                 
49 Vgl. Oberloskamp, Vormundschaft, Pflegschaft und Beistandschaft für Minderjährige,                                                
S. 194 f. 
50 Arbeits- und Orientierungshilfe – Das Leistungsprofil des Amtsvormunds, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder S. 7 f. 
51 Vgl. Gondolf, Die Vormundschaft und Pflegschaft für Minderjährige, S. 43. 
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• die Adoption rechtswirksam ausgesprochen ist.“52 

 

4 „Das Bild vom Kind – Ein gesellschaftlicher Wandel“ 

 

Kinder galten über Jahrtausende hinweg als nicht vollwertige Menschen. 

Sie waren den Erwachsenen in jeder Hinsicht unterlegen und ihnen daher 

auch in rechtlicher Weise nicht gleichgestellt. Kindesmisshandlungen und 

Kindesvernachlässigungen waren gewöhnlich an der Tagesordnung vieler 

Familien und gesellschaftlich keineswegs geächtet. Das Recht jedes 

Kindes auf gewaltfreie Erziehung ist historisch gesehen neu.53 

 

4.1 Geschichtliche Entwicklung  

 

„Kinder als Träger und Subjekte eigener Rechte anzusehen und Gewalt in 

der Erziehung nicht zuzulassen ist historisch neu und auch heute im 

Bewusstsein vieler Erwachsener nicht fest verankert.“54 

Ein Blick in die geschichtliche Vergangenheit zeigt, wie sich die 

Einstellung und das Verhalten der Erwachsenen gegenüber den Kindern 

allmählich gewandelt haben. Je weiter man in der Geschichte zurück geht, 

desto unzureichender wird die Pflege der Kinder, die Fürsorge für sie, und 

desto größer wird die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder getötet, ausgesetzt, 

geschlagen, gequält und sexuell missbraucht wurden.  

 

Die griechischen Wörter für Kind („pais“ bzw. „puer“) bedeuten zugleich 

auch „Sklave“ und „Diener“. Im patriarchalischen römischen Recht lag es 

in der Hand des Vaters, ein neugeborenes Kind anzunehmen oder aber 

                                                 
52 Arbeits- und Orientierungshilfe – Gesetzliche Amtsvormundschaft, in:     
Qualitätsstandards für Vormünder. 
53 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 4. 
54 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 5. 
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dem Tode auszusetzen (ius vitae et necis). Infolge der sich allmählich 

durchzusetzenden christlichen Fürsorgepflicht (caritas) wurden 

Kindesaussetzungen verboten und erste Kinderschutzeinrichtungen 

gegründet. 787 n. Chr. öffnete in Mailand das erste Asyl für ausgesetzte 

Kinder. Im Zuge der Aufklärung wandelte sich erneut das Bild vom Kind. 

Neben der Anerkennung des eigenständigen Lebensrechts setzte sich die 

Auffassung durch, dass Kinder einer besonderen Förderung bedürfen. Im 

18. und vor allem aber im 19. Jahrhundert wurden erste 

Arbeitsschutzgesetze erlassen. Die Schule und später dann der 

Kindergarten traten als Orte der Bildung und Erziehung hinzu. Verbote von 

„grober Misshandlung“ und unangemessener Züchtigung durch Eltern, 

Lehrer, Lehrherren und Heim- und Gefängnisaufseher sollten die 

schlimmsten Auswüchse von Gewalt gegen Kinder verhindern. 

„Lebensbedingungen, Gesundheit und das Wohl der Kinder wurde 

zunehmend zum Gegenstand des öffentlichen Interesses.“55 

 

4.2 Kinderrechte international 

 

Die Bewegung, die umfassende Rechte für Kinder verlangte, wurde zu 

Beginn des 20. Jahrhunderts allmählich stärker. Im Jahr 1900 forderte die 

schwedische Pädagogin und Frauenrechtlerin Ellen Key in ihrem Buch 

„Das Jahrhundert des Kindes“ unter anderem ein Recht jedes Kindes auf 

körperliche Unversehrtheit. Als erster internationaler Lobbyverband für die 

Interessen von Kindern wurde 1920 das britische Komitee „Save the 

Children International Union“ gegründet. Grundlage für die vom 

Völkerbund 1924 verkündete „Geneva Declaration“ („Genfer Erklärung“) 

war das in der Zeitschrift „The World`s Children“ veröffentlichte Fünf-

Punkte-Programm, das die grundlegende Schutzverpflichtung der 

Erwachsenen gegenüber Kindern enthielt. Das Recht eines Kindes auf 

unbedingte Achtung seiner Persönlichkeit wurde in den 1920er-Jahren  

                                                 
55 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 5. 
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von dem polnischen Kinderarzt und Pädagoge Janusz Korczak in seiner 

„Magna Charta Libertatis“ bekannt gegeben. Er forderte als Leiter eines 

jüdischen Waisenhauses in Warschau umfassende Beteiligungsrechte für 

Kinder und überwand somit die Vorstellung einer allein von Schutz und 

Förderung geprägten Sichtweise zugunsten eines Bildes vom Kind, das 

von Gleichwertigkeiten und Respekt geprägt ist. „Das Kind wird nicht erst 

ein Mensch, es ist schon einer“, lautete das Ergebnis seiner damaligen 

Anschauung. Am 20. November 1959 wurde ein überarbeiteter und 

erweiteter Text der „Geneva Declaration“ verabschiedet. In dieser 

öffentlichen Erklärung wurde das Kind erstmals auf internationaler Ebene 

als Rechtsträger bezeichnet und der Begriff des Kindeswohls („best 

interest of the child“) eingeführt. Am 20. November 1989 wurde in der 44. 

Vollversammlung der Vereinten Nationen das „Übereinkommen über die 

Rechte des Kindes“ (Kinderrechtskonvention) einstimmig verabschiedet. 

„Dieses Übereinkommen bindet in einem einzigen Vertragswerk 

ökonomische, soziale, kulturelle, zivile und politische Menschenrechte 

zusammen.“56 Diese völkerrechtlich verbindlichen Mindeststandards 

haben das Ziel, weltweit die Würde, das Überleben, und die Entwicklung 

von Kindern sicherzustellen. Beim Weltkindergipfel, der ein Jahr später in 

New York stattfand, wurde ein Programm verabschiedet, das die Lage der 

Kinder besonders in den Entwicklungsländern verbessern sollte. Im Mai 

2002 fand der zweite Weltkindergipfel statt. An diesem nahmen erstmals 

in der Geschichte der vereinten Nationen 360 Kinder und Jugendliche teil. 

Ihre primäre Aussage lautete: „Kinder sind nicht nur die oft zitierte Zukunft, 

sondern sie sind heute schon da um ihre Rechte einzufordern.“  

 

4.3 Ein Blick auf die Kinderrechte in Deutschland 

 

Auch in Deutschland kam es in den letzten dreißig Jahren zu einem 

einschneidenden Perspektivenwechsel. Kinder werden rechtlich 

                                                 
56 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 6. 
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grundsätzlich nicht mehr als Objekte der Erwachsenen, sondern als 

Subjekte und somit als Träger eigener Rechte gesehen. In diesem 

Zusammenhang wurde bei der ausführlichen Sorgerechtsreform von 1980 

der Übergang von der elterlichen „Gewalt“ zur elterlichen „Sorge“  

vollzogen. Im Jahr 1990 trat das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) in 

Kraft. Dessen Kern bildet das achte Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII). 

Das KJHG benennt Kinder ausdrücklich als Träger eigener Rechte.  

Nach § 8 Abs. 2 und 3 SGB VIII haben Kinder und Jugendliche das Recht, 

sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und Entwicklung an das 

Jugendamt zu wenden und dort auch ohne Kenntnis ihrer Eltern beraten 

zu werden. Kinder und Jugendliche haben einen Anspruch auf 

Eingliederungshilfe bei seelischer Behinderung bzw. auf Inobhutnahme.  

 

Die Kindschaftsrechtsreform von 1998 brachte neben der weitgehenden 

Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Kinder das Recht des Kindes 

auf Umgang mit beiden Eltern (§1684 Abs. 1 BGB). Außerdem brachte sie 

die Möglichkeit, Kindern in Verfahren, die die elterliche Sorge betreffen, 

einen Verfahrenspfleger als sogenannten „Anwalt des Kindes“ zur Seite zu 

stellen. Seit dem verabschiedeten Gesetz zur Ächtung der Gewalt in der 

Erziehung im November 2000 haben Kinder auch im Verhältnis zu den 

eigenen Eltern ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Kinder kommen 

jedoch entgegen den Fortschritten auf der einfachgesetzlichen Ebene in 

der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland weiterhin nicht als Träger 

eigener Rechte vor. In Artikel 6 des Grundgesetzes werden sie lediglich 

als „Anhängsel“ ihrer Eltern behandelt.57 

 

4.4 Ein langer Weg zum „Recht auf gewaltfreie Erziehung“ 

 

Gemäß der ursprünglichen Fassung des BGB im Jahre 1900 hatte der 

Vater ausdrücklich das Recht, „angemessene Zuchtmittel gegen das Kind 

                                                 
57 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 6 f. 
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anzuwenden“. Das Gesetz schrieb dem Vater als sogenannten 

„Patriarchen“ der Familie eine Art „Alleinherrschaft“ zu, die sich nicht nur 

auf die Kinder, sondern ebenso auf seine Ehefrau erstreckte. 1958 wurde 

das väterliche Züchtigungsrecht aber dann im Zuge des 

Gleichberechtigungsgesetzes ersatzlos gestrichen. In der Praxis änderte 

sich hierdurch jedoch kaum etwas. Wo das Jugendarbeitsschutzgesetz 

aus dem Jahre 1960 ein ausdrückliches Züchtigungsverbot im Lehr- und 

Arbeitsverhältnis enthielt, fehlte eine solche Norm im Bereich des Eltern-

Kind- Verhältnisses. Die körperliche Züchtigung wurde weiterhin als 

Gewohnheitsrecht der Eltern betrachtet. Erstmals gefordert wurde im 

Jahre 1979 im Zusammenhang mit dem von den Vereinten Nationen 

proklamierten Internationalen Jahr des Kindes vom Deutschen 

Kinderschutzbund und dem deutschen Juristinnenbund ein ausdrückliches 

Züchtigungsverbot in das Bürgerliche Gesetzbuch aufzunehmen. Der 

deutsche Juristinnenbund schlug folgende Lösung für die Formulierung im 

Bürgerlichen Gesetzbuch vor: „In der Eltern-Kind-Beziehung ist die 

Menschenwürde zu achten und die freie Entfaltung der Persönlichkeit aller 

Familienmitglieder zu ermöglichen. Gewalt darf nicht angewendet 

werden.“ Der Rechtsausschuss jedoch lehnte eine ausdrückliche 

Normierung des Gewaltverbots ab und fand 1980 im Zusammenhang mit 

der großen Sorgerechtsreform folgende Formulierung für §1631 Abs. 2 

BGB: „Entwürdigende Erziehungsmaßnahmen sind unzulässig.“ Mit 

diesem Satz war ein wichtiger Schritt in der Entwicklung der gewaltfreien 

Erziehung getan. Durch die Verabschiedung der UN-

Kinderrechtskonvention Anfang der 1990er-Jahre wurde der Druck auf 

den deutschen Gesetzgeber auch von internationaler Seite verstärkt. Die 

UN-Kinderrechtskonvention enthält in Art. 19 ein absolutes Gewaltverbot 

in der Erziehung. „Doch im Gegensatz zu Ländern wie Schweden, 

Finnland, Dänemark, Norwegen und Österreich, die in ihren Gesetzen die 

Gewaltverbote nach und nach durchsetzten, wurde in Deutschland kein 

striktes und allgemeines Gewaltverbot in der Erziehung im Gesetz 
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verankert.“58 Erst im Jahre 1998 kam es im Rahmen der zweiten großen 

Kindschaftsrechtsreform zu einer erneuten Änderung des „umstrittenen 

Paragraphen“. Die damalige Formulierung lautete dann: „Entwürdigende 

Erziehungsmaßnahmen, insbesondere körperliche und seelische 

Misshandlungen, sind unzulässig.“ Ein absolutes Gewaltverbot wurde, 

trotz des Drucks von politischen Parteien, Verbänden und 

Wissenschaftlern, die immer wieder auf den Zusammenhang zwischen 

Gewalterfahrung und späterer Gewaltbereitschaft hingewiesen haben, 

jedoch ein weiteres Mal abgelehnt.  

 

Durch den Regierungswechsel auf Bundesebene im Jahr 1998 wurde das 

Gewaltverbot in der Erziehung dann gesetzlich verankert. Die seit 

November 2000 geltende Neufassung des § 1631 Abs. 2 BGB lautet: 

„Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche 

Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende 

Maßnahmen sind unzulässig.“ 

Nach dieser Norm haben nun alle in Deutschland lebenden Kinder ein 

Recht auf gewaltfreie Erziehung. Dies bedeutet, dass das Kind als Inhaber 

von Grundrechten die Achtung seiner Persönlichkeit auch von den 

eigenen Eltern verlangen kann. Im Gegenzug bedeutet dies ein Verbot für 

die Eltern. Sie dürfen  bei der Ausübung der Personensorge körperliche 

Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende 

Maßnahmen nicht mehr einsetzen. 59 

 

5 Ausgangssituation der Reformbestrebungen 

 

Obwohl die Jugendämter die Problemfamilien kennen, sterben Kinder. In 

der jüngeren Vergangenheit haben mehrere dramatische Fälle von 

                                                 
58 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 8. 
59 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 9. 
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Quelle: http://www.polizei-beratung.de/datenbanken/infografiken/download/Polizei_Kindesmisshandlungen_10.EPS
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5.1 Der Fall Kevin aus Bremen 

 

Kevin kommt im Januar 2004 als Kind einer drogensüchtigen Mutter zur 

Welt. Auch sein Stiefvater ist drogenabhängig und bereits vorbestraft. Mit 

seiner Mutter muss er nach der Geburt monatelang eine 

Entgiftungstherapie durchmachen. Schon im August 2004 gibt es erste 

Hinweise, dass Kevin zu Hause misshandelt wird. Mit zehn Monaten wird 

der kleine Junge mit Knochenbrüchen für 6 Wochen in eine Kinderklinik 

eingewiesen. Ein Familienkrisendienst fällt eine fatale Entscheidung: 

„Kevins Eltern erfüllten die notwendigen Erziehungskompetenzen.“ Der 

Junge wird an seine Eltern übergeben. Im Februar 2005 diagnostiziert 

Kevin’s Kinderarzt, dass er stark abgenommen hat. Das Jugendamt 

dagegen stellt einen Monat später fest, dass es Kevin gut gehe. Seine 

Mutter ist zum zweiten Mal schwanger. Das Baby stirbt im Mai 2005 im 

Mutterleib. Die Polizei alarmiert die Behörden. Bei einem Hausbesuch im 

Juli 2005 stellen Mitarbeiter des Amtes für Soziale Dienste jedoch keine 

Mängel bei der Versorgung des Jungen fest. Im August 2005 absolviert 

die Familie eine Eltern-Kind-Therapie. Im November kommt Kevin’s Mutter 

ums Leben, ein Fremdverschulden wird nicht ausgeschlossen. Sein 

Stiefvater wird vorerst in eine psychiatrische Klinik zwangseingewiesen. 

Anschießend macht er eine Methadon-Therapie. Kevin kommt in dieser 

Zeit ins Kinderheim. Das Bremer Jugendamt übernimmt die 

Vormundschaft und trägt somit die volle Verantwortung für den Jungen. 

Trotz der Vorstrafen wegen Körperverletzung und dem Methadon-

Programm des Vaters, stellen die Behörden ihm „eine günstige 

Sozialprognose“ aus. Kevin soll wieder zum Vater kommen.  

Die Mitarbeiter des Kinderheims raten eindringlich davon ab und teilen 

den Amt für Soziale Dienste mündlich und schriftlich mit, dass sie Kevin in 

der Einrichtung behalten wollen. Er hatte in dem Jahr zu Hause gerade 

einmal 500 Gramm zugenommen. Daher war er schwächer und viel 

kleiner als andere Kinder in seinem Alter. Außerdem leidet er zu diesem 

Zeitpunkt immer noch an alten Knochenbrüchen. Sein Körper trägt Spuren 
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übler Misshandlungen. Auch seine motorische und sprachliche 

Entwicklung habe Sorgen bereitet. Trotz der Warnungen kommt von der 

Behörde niemand vorbei um sich das Kind anzusehen. Das Amt für 

Soziale Dienste (ASD) entscheidet eine Woche später, Kevin erneut in die 

Obhut seines Vaters zu geben, sobald dieser aus der Psychiatrie 

entlassen wird. Im Januar meldet sich eine besorgte Bewährungshelferin. 

Sie beteuert, dass Kevin’s Vater nicht in der Lage sei den Jungen zu 

versorgen oder zu erziehen. Nach einigen Diskussionen wird entschieden, 

dass Kevin aufgrund der „Familienorientierung“ eine Tagesmutter 

bekommt. Dort erscheint Kevin nur unregelmäßig. Auch die für Kevin 

zuständige Familienrichterin fragt einige Male, wie es um Kevin stehe. 

Vom Jugendamt kommen immer zufriedenstellende Antworten. Im April 

2006 sehen die Mitarbeiter des Sozialen Dienstes Kevin zum letzten Mal. 

Sie beschließen, dass er durch frühe Hilfen gefördert werden muss. Die 

Förderstelle teilt im Juli mit, dass Kevin nicht erscheine. Erst im 

September wird dem Amtsvormund berichtet, dass Kevin’s Vater die 

angebotene Hilfe verweigert. Eine Woche später meldet sich Kevin’s 

Großmutter, sie habe den Jungen seit Anfang Juli nicht mehr gesehen. 

Erst Mitte September wird entschieden, dem Vater den Jungen zu 

nehmen. Das Kindeswohl sei gefährdet. Das gerichtliche Verfahren dauert 

bis zum 02. Oktober 2006. Das Familiengericht beschließt an diesem Tag, 

Kevin aus der väterlichen Wohnung abzuholen und in einer Pflegefamilie 

unterzubringen. Wieder dauert es über eine Woche.  

 

Als am 10. Oktober 2006 die Mitarbeiter des Jugendamts mit 

Unterstützung der Polizei in die Wohnung eindringen, entdecken sie im 

Kühlschrank Kevins Leiche.63 

 

Fall Kevin wird als „Auslöser“ für die Bestrebungen des Referentenwurfes 

beschrieben.  

 
                                                 
63 Vgl. im WWW unter: http://www.spiegel.de/panorama/justiz/0,1518,442225,00.html, 
[17.08.2011]. 
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Kindeswohl 

 

Aus rechtlicher Perspektive ist das Kindeswohl die Zentralnorm und der 

wichtigste Bezugspunkt im Bereich des Kindschafts- und Familienrechts.64 

„Kindeswohl“ ist ein sogenannter unbestimmter Rechtsbegriff, der nicht 

legaldefiniert ist und daher der Interpretation im Einzelfall bedarf.65  

„Die vier folgenden Elemente sollten jedoch immer Bestandteil einer 

Definition sein: 

• Orientierung an den Grundrechten aller Kinder als normative 

Bezugspunkte für das, was jedem Kind zusteht, auch wenn 

unvermeidbar ist, dass die in den Kinderrechten enthaltenen 

Versprechen immer nur annäherungsweise eingelöst werden 

(können); 

• Orientierung an den Grundbedürfnissen von Kindern als 

Beschreibung dessen, was für eine normale kindliche Entwicklung 

im Sinne anerkannter Standards unabdingbar ist; 

• Gebot der Abwägung als Ausdruck der Erkenntnis, dass Kinder 

betreffende Entscheidungen prinzipiell mit Risiken behaftet sind 

und daher versucht werden muss, die für das Kind jeweils 

günstigste Handlungsalternative zu wählen; 

• Prozessorientierung als Hinweis auf die Tatsache, dass Kinder 

betreffende Entscheidungen aufgrund ihrer starken 

Kontextabhängigkeit einer laufenden Überprüfung und 

gegebenenfalls Revision bedürfen.“66 

 

                                                 
64 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 17. 
65 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 16. 
66 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 17. 
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Nur selten werden Kinder durch eine einmalige Handlung verletzt. Auch 

wenn schon ein einzelner Vorgang erhebliche Verletzungen nach sich 

ziehen kann. Kindesmisshandlungen sind typischerweise aus mehreren 

Elementen zusammengesetzt. Für eine diagnostische Einordnung ist es 

sinnvoll, die verschiedenen Formen der Gefährdung bzw. Misshandlung 

zu unterscheiden. Jedoch kommen diese in der Praxis selten einzeln vor. 

Bei besonders schweren Fällen sind häufig komplexe Mischformen zu 

beobachten, die sich gegenseitig überlappen und dazu auch noch 

verstärken. Körperliche Gewalt hat demzufolge auch immer in seelischer 

Hinsicht schädigende Folgen für das Kind. Gerade die Überlappung der 

verschiedenen Aspekte macht die schädigende Wirkung aus.72 

 

5.4 Formen der Kindeswohlgefährdung 

 

Es werden verschiedene Formen der Kindeswohlgefährdung 

unterschieden. Im folgenden Abschnitt werden die Hauptformen der 

Kindeswohlgefährdung beschrieben: 

 

• Körperliche Misshandlung 

 

„Eine körperliche Misshandlung umfasst alle Formen bewusster oder 

unbewusster Handlungen – vom einzelnen Schlag mit der Hand, über 

Festhalten, Würgen, Prügeln, Verbrühen, Verbrennen, hungern oder 

dursten lassen, Unterkühlen und Beißen, bis hin zu gewaltsamen 

Angriffen mit Riemen, Stöcken, Küchengeräten und Waffen - die zu 

nicht-zufälligen Verletzungen, Schmerzen oder gar zum Tode führen 

können. Diese Handlungen sind immer auch mit psychischen 

Belastungen, wie Angst, Scham, Demütigung, Erniedrigung, 

                                                 
72 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 25. 
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Entwürdigung und entsprechende Auswirkungen auf die 

Persönlichkeitsentwicklung verbunden.“73 

 

• Sexuelle Misshandlung  

 

Eine sexuelle Misshandlung ist die eines Erwachsenen oder 

Jugendlichen unter Ausnutzung einer Macht- und Autoritätsposition 

grenzüberschreitende sexuelle Handlung in Form der Belästigung, 

Masturbation, des oralen, analen oder genitalen Verkehrs, sexuelle 

Nötigung, Vergewaltigung sowie sexuelle Ausbeutung durch 

Einbeziehung von Minderjährigen in pornographische Aktivitäten und 

Prostitution.  

 

Aufgrund ihres Entwicklungsstandes sind Kinder nicht in der Lage, 

diesen Handlungen informiert und frei zuzustimmen. Durch den 

Missbrauch werden die körperlichen und seelischen Entwicklungen, 

die Unversehrtheit und die Autonomie sowie die sexuelle 

Selbstbestimmung der Kinder oder Jugendlichen gefährdet, 

beeinträchtigt und die komplette Gesamtpersönlichkeit nachhaltig 

gestört.74 

 

• Vernachlässigung 

 

Das andauernde Unterlassen fürsorglichen Handelns durch 

sorgeverantwortliche Personen wird Kindesvernachlässigung genannt. 

Dieser Begriff beschreibt die Unkenntnis oder Unfähigkeit von Eltern 

oder andere von ihnen autorisierte Betreuungspersonen. Die 

                                                 
73 http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-
Anlagen/Kindeswohlgef_C3_A4hrdung-Erkennen-und-
Helfen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 38, [31.08.2011]. 
74 Vgl. im WWW unter: http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-
Anlagen/Kindeswohlgef_C3_A4hrdung-Erkennen-und-
Helfen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 40 f, [31.08.2011]. 
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Vernachlässigung kann bewusst und unbewusst erfolgen.75 „Es gilt 

stets die körperlichen, seelischen, geistigen und materiellen 

Grundbedürfnisse eines Kindes zu befriedigen, es angemessen zu 

ernähren, zu pflegen, zu kleiden, zu beherbergen, für seine 

Gesundheit zu sorgen, es emotional, intellektuell, beziehungsmäßig 

und erzieherisch zu fördern.“76 Liegt bei einem der genannten Pflichten 

ein Unterlassen vor, liegt ein Fall von Kindesvernachlässigung vor.  

 

 

• seelische Misshandlung 

 

Es besteht, wie bei anderen Misshandlungsformen, das Problem zu 

definieren, wo die seelische Misshandlung beginnt. Da jede körperliche 

Misshandlung oder Vernachlässigung auch die Seele eines Kindes 

beschädigt, ist die psychische Misshandlung die häufigste Form von 

Kindesmisshandlung. Seelische Verletzungen spielen somit bei allen 

Formen der Kindeswohlgefährdung eine zentrale Rolle. Während 

körperliche Verletzungen in den meisten Fällen heilen, wirken 

seelische Wunden oft ein Leben lang. „Als seelische Handlungen 

bezeichnet man grob ungeeignete und unzureichende, 

altersunangemessene Handlungen, Haltungen und Beziehungsformen 

von Sorgeberechtigten gegenüber Kindern. Diese Handlungen können 

in Form von Ablehnung, Überforderung, Herabsetzung und 

Geringschätzung, Ängstigung und Terrorisierung, Isolierung, 

Korrumpierung, Ausbeutung und Verweigerung von Emotionaler 

Zuwendung und Unterstützung äußern. Das Bestreben eines Kindes, 

seine emotionalen, kognitiven und moralischen 

Entwicklungsbedürfnisse zu befriedigen wird dadurch eingeschränkt 

                                                 
75 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 27. 
76 http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-
Anlagen/Kindeswohlgef_C3_A4hrdung-Erkennen-und-
Helfen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 43, [31.08.2011]. 
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und frustriert.“77 Seine gesamte Persönlichkeitsentwicklung wird 

beeinträchtigt und geschädigt. Psychische Misshandlung kann aktiv 

und passiv erfolgen. Ein Beispiel für aktive Misshandlung ist der Fall 

der verächtlichen Zurückweisung, ein Beispiel für passive psychische 

Misshandlung ist der Fall, wenn ein Kind beständig ignoriert wird. Die 

seelische Misshandlung kann ebenso als akutes Geschehen auftreten, 

(z.B. Drohung gegenüber dem Kind) oder als chronisches 

Interaktionsmuster (z.B. emotionale Unnahbarkeit eines Elternteils).  

 

In den meisten Fällen der psychischen Misshandlung geht es um ein 

wiederholtes oder dauerhaftes Verhaltensmuster, durch das dem Kind 

zu verstehen gegeben wird, es sei wertlos, ungewollt, mit schweren 

Fehlern behaftet oder auch nur dazu da, die Bedürfnisse eines 

anderen Menschen zu erfüllen.78 

 

• Beeinträchtigung der elterlichen Erziehungskompetenz 

 

Die elterliche Erziehungskompetenz kann durch psychische 

Erkrankung (Schizophrenie, affektive Störungen, schwere neurotische 

Störungen, Persönlichkeitsstörungen), Substanzabhängigkeit oder 

geistige Behinderung beeinträchtigt sein. Als Substanzabhängigkeit 

wird z.B. der Umgang mit bestimmten Stoffen (Alkohol, Nikotin, 

Heroin, Kokain) oder ein bestimmtes Verhalten (z.B. Magersucht, 

Fresssucht, Arbeitssucht, Spielsucht, Sexsucht, Fernseh- oder 

Internetsucht) bezeichnet. Diese können jeweils spezifische 

Auswirkungen auf die betroffenen Kinder haben. Ob diese 

Einschränkung der Eltern auf Seiten der Kinder zu einer 

Beeinträchtigung führt, hängt vom Vorhandensein verschiedener 

                                                 
77 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 29 f. 
78 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 29 f. 
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Faktoren, sowie vom Alter der Kinder und der Schwere der elterlichen 

Erkrankung ab. 79 

 

5.5 Ursachen für Kindeswohlgefährdung 

 

Gewalt gegen Kinder und andere Formen der Kindeswohlgefährdung sind 

nicht eindeutig erklärbar. Es handelt sich vielmehr um ein 

vieldimensionales, prozesshaftes Geschehen, an dem in den meisten 

Fällen mehrere Personen beteiligt sind. Dieses Geschehen ist in einem 

familialen, institutionellen und gesellschaftlich-kulturellen Kontext 

eingebettet. Gefährdungen entstehen wechselseitig. Ihr Auftreten wird 

durch das Aufeinandertreffen verschiedener Risikofaktoren hervorgerufen. 

Kindesmisshandlung kommt daher in sozial benachteiligten Familien 

aufgrund der psychosozialen Belastung gehäuft vor. Soziale Not verringert 

die Chance, für ein Kind gut sorgen zu können. Es ist aber nicht allein ein 

Unterschichtproblem.  

 

Trotz den vielfältigen und im Einzelfall sehr unterschiedlichen Faktoren, 

die für Kindesmisshandlung ursächlich sind, gibt es typische Muster, 

soziale Bedingungen, Beziehungskonstellationen und Krisensituationen, 

die sich gegenseitig verstärken und als Risikofaktoren an der Entstehung 

von Gewalt gegen Kinder und anderen Gefährdungen beteiligt sind.80 

 

Zu unterscheiden sind hierbei 

 

• „psychosoziale Risikofaktoren (Arbeitslosigkeit, finanzielle und 

materielle Notlagen, sozialer Abstieg, Leistungsdruck bzw. 

                                                 
79 Vgl. im WWW unter: http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-
Anlagen/Kindeswohlgef_C3_A4hrdung-Erkennen-und-
Helfen,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf, S. 48 ff, [31.08.2011]. 
80 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 43. 
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berufliche Probleme, kulturelle Anpassungsschwierigkeiten, 

soziale Isolation, sehr enge Wohnverhältnisse); 

• Elterliche Risikofaktoren (akute und chronische Belastungen wie 

Krankheit oder Sucht, Gewalterfahrungen in der eigenen 

Kindheit, mangelnde Bewältigungsstrategien, gravierende 

Beziehungs- und Partnerkonflikte, rigider Erziehungsstil, 

inkonsistenter Erziehungsstil, überhöhte oder unrealistische 

Erwartungen an das Kind stellen); 

• auf das Kind bezogene Risikofaktoren (unerwünschte 

Schwangerschaften, unklare Vaterschaft, geplanter, aber nicht 

realisierter Schwangerschaftsabbruch, kurz 

aufeinanderfolgende Schwangerschaften, Risiko-

Schwangerschaft, Schwangerschaftsdepression, psychosoziale 

Krisen während der Schwangerschaft, sehr junge Elternschaft, 

Frühgeburt, Missbildung oder Behinderung des Kindes, 

Trennung von Mutter und Kind nach der Geburt, kränkelnde 

Säuglinge, körperlich oder geistig behinderte Kinder, Kinder mit 

Gedeih- oder Regulationsstörungen); 

• auslösende Faktoren (Stress- und Krisensituationen, psychische 

Überforderung, chronische Belastungen, Zusammenbruch des 

psychischen Gleichgewichts, Gefühl der Hilflosigkeit, 

Agressionen, Potential zur Misshandlung, in der eigenen 

Kindheit erlittene Schädigung).“81 

 

5.6 Folgen für das Kind 

 

Die Folgen einer Kindesmisshandlung sind so vielseitig wie die zugrunde 

liegende Formen. Ihr Schweregrad hängt von der Widerstandsfähigkeit 

des Kindes und vom Vorhandensein schützender Faktoren ab. Manche 

Folgen können vorübergehender Natur sein, andere ein Leben lang 

                                                 
81 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 43 f. 



_______________________________________________________________ 43 

anhalten. Besonders bei schweren Formen der Kindesmisshandlung 

betreffen die Folgen in der Regel die gesamte Persönlichkeit des Kindes.82 

 

Zu unterscheiden sind  

 

• „körperliche Verletzungen (Narben, Frakturen, organspezifische 

Verletzungen über Gedeih- und Wachstumsstörungen bis hin zu 

Geschlechtskrankheiten und bleibende Behinderungen); 

• psychosomatische Störungen (unspezifische Kopf- und/oder 

Bauchschmerzen, Schlafstörungen, nicht organisch bedingtes 

Einnässen oder Einkoten sowie Ernährungsstörungen); 

• intellektuell-kognitive Beeinträchtigungen (kognitive 

Entwicklungsrückstände, Lern- und Schulleistungsschwächen, 

Sprachstörungen und Pseudodebilität); 

• psychische Störungen (unkontrollierbare Impulsivität, 

Angstsyndrome, allgemeine Persönlichkeitsstörungen, 

Suchtprobleme, Delinquenz, sexuelle Störungen, Depressionen, 

Suizidgefährdung, erhöhte Gewaltbereitschaft des Kindes); 

• unspezifische Beeinträchtigungen (schwach ausgebildetes 

Identitätsgefühl, begrenzte Fähigkeit zur Kommunikation, 

geringes Selbstwertgefühl, begrenzte Fähigkeit sich anderen 

Menschen zuzuwenden, erhebliche Versagensängste, 

Schwierigkeiten mit den üblichen Problemen des täglichen 

Lebens fertig zu werden); 

• posttraumatische Belastungsstörung.83 

 

 

 
                                                 
82 Vgl. Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 44. 
83 Maywald, Jörg, in: Kindergarten heute spezial. Kindeswohlgefährdung – erkennen, 
einschätzen, handeln. Sonderheft der Fachzeitschrift für Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern, 2009, S. 44. 
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6 Aktuelle Situation der Amtsvormundschaft 

 

Nach dem tragischen Fall des kleinen Kevin ist politisch einiges in 

Bewegung geraten. Im April 2007 wurde ein 

Untersuchungsausschussbericht zum „Fall Kevin“ veröffentlicht. Die 

Bundesregierung gab den Anlass für die Arbeitsgruppe „Kinderschutz“, die 

im Juli 2009 eine Stellungnahme mit Änderungsvorschlägen vorgelegt hat. 

Diese sollen die notwenigen Konsequenzen aus den Ergebnissen des 

Untersuchungsausschussberichts ziehen. Im Dezember 2009 

veröffentlichte die Bundesregierung einen Referentenentwurf zur 

Änderung des Rechts der Amtsvormundschaft. Ende August 2010 wurde 

der Gesetzesentwurf der Bundesregierung vorgelegt.84 Fast 1 Jahr später, 

am 06. Juli 2011, ist das Gesetz zur Änderung des Vormundschaftsrechts 

in Kraft getreten. 

 

6.1 Statistische Daten 

 

Im Jahr 2010 gab es 6.478 gesetzliche Amtsvormundschaften und 31.377 

gerichtlich bestellte Amtsvormundschaften.85 Das Klientel, für die 

Vormundschaften gerichtlich angeordnet werden, besteht nur zum 

geringsten Teil aus Waisen- oder Findelkindern, ebenso nicht mehr aus 

nichtehelichen Kindern, sondern ganz überwiegend aus Kindern, die in 

Heimen oder Pflegefamilien leben, weil die elterliche Sorge ruht oder den 

Eltern entzogen wurde. Die Kinder haben also in den meisten Fällen 

massiv belastende Erfahrungen, wurden vernachlässigt, misshandelt oder 

missbraucht. Andere flüchteten ohne ihre Eltern aus Kriegs- oder 

Krisengebieten. Für solche Kinder lassen sich Vormundschaften nicht 

ohne weiteres auf wohlmeinende Bürger als „Ehrenamt“ übertragen, wie 
                                                 
84 Sünderhauf, Aus dem „Fall Kevin“ lernen: Aktuelle Änderungen im Recht der 
Amtsvormundschaft, in: Das Jugendamt, Fachzeitschrift für Jugendhilfe und 
Familienrecht (JAmt), Heft 10/2010, S. 405. 
85 Vgl im WWW unter: 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Publikation
en/Fachveroeffentlichungen/Sozialleistungen/KinderJugendhilfe/PflegeVormundBeistand
schaftPflegeerlaubnis5225202107004,property=file.pdf, S. 14, [31.08.2011]. 
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es dem BGB als Normalfall vorschwebt.  In solchen Fällen braucht man 

hier geeignete Personen, die professionelle Qualifikationen und 

Erfahrungen haben um eine Vormundschaft auszuüben. 86 

 

7 Gesetz zur Änderung des Vormundschaftsrecht 

 

Mit den vorgeschlagenen Gesetzesänderungen im BGB soll die Pflicht des 

Vormunds, sein Amt im persönlichen Kontakt mit dem Mündel zu führen, 

ausdrücklich im Gesetz hervorgehoben werden, um so eine wirksamere 

Gewährleistung von Pflege und Erziehung des Mündels durch den 

Vormund herbeizuführen. Diesem Ziel dient auch die ausdrückliche 

Klarstellung, dass die Aufsichtspflicht des Familiengerichts über die 

Tätigkeit des Vormunds dessen persönlichen Kontakt zu dem Mündel 

umfasst. Im Regelfall ist der persönliche Kontakt einmal monatlich 

erforderlich. Abhängig von den Umständen des Einzelfalls können jedoch 

auch kürzere oder längere Besuchsabstände erforderlich sein.87  

 

Mit der Änderung im Achten Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und 

Jugendhilfe – (SGB VIII) soll die Fallzahl in der Amtsvormundschaft auf 50 

Vormundschaften pro vollzeitbeschäftigten Vormund begrenzt werden. 

 

7.1 Persönlicher Kontakt 

 

Nach § 1793 Absatz 1 a BGB wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

 

„(1a) Der Vormund hat mit dem Mündel persönlichen Kontakt zu halten. Er 

soll den Mündel in der Regel einmal im Monat in dessen üblicher 

                                                 
86 Vgl. Zitelmann, Schweppe, Zenz, Vormundschaft und Kindeswohl, S. 15. 
87 Vgl. im WWW unter: 
http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_BT-
Drucks._17-3617.pdf, S. 5f, [31.08.2011]. 
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Umgebung aufsuchen, es sei denn, im Einzelfall sind kürzere oder längere 

Besuchsabstände oder ein anderer Ort geboten.“ 88 

 

„Im neuen Absatz 1a wird die Pflicht des Vormunds zum persönlichen 

Kontakt mit dem Mündel konkretisiert. Der Vormund soll den Mündel in 

dem erforderlichen Umfang persönlich treffen. Dies soll am üblichen 

Aufenthaltsort des Mündels erfolgen. Der Vormund soll sich in 

regelmäßigen Abständen ein genaues Bild von den persönlichen 

Lebensumständen des Mündels verschaffen. Umfang und Häufigkeit des 

persönlichen Kontakts richten sich nach den Erfordernissen des Einzelfalls 

zum jeweiligen Zeitpunkt. Im Regelfall hält der Gesetzgeber einen 

persönlichen Kontakt einmal im Monat für erforderlich; im Einzelfall kann 

es notwendig sein, den Mündel auch häufiger zu treffen. Wenn nach den 

besonderen Umständen des Einzelfalls ein weniger häufiger persönlicher 

Kontakt angezeigt sein sollte, kann der Vormund den Mündel – in dem 

erforderlichen Umfang – auch entsprechend seltener treffen. Dies kann 

beispielsweise dann der Fall sein, wenn der Mündel in stabilen 

Verhältnissen lebt und nach seinem Alter und seiner 

Persönlichkeitsstruktur in der Lage ist, auf eventuelle Missstände oder 

Anliegen in geeigneter Weise selbst hinzuweisen. Des Weiteren kann es 

nach den Umständen des Einzelfalls zweckmäßig sein, den Mündel 

außerhalb seiner gewöhnlichen Umgebung zu treffen. Ein Kontakt in der 

gewöhnlichen Umgebung kann kontraproduktiv sein, wenn der Mündel in 

Anwesenheit der unmittelbaren Pflegepersonen nicht frei reden kann oder 

will. Treffen von Vormund und Mündel im Rahmen von gemeinsamen 

Aktivitäten außerhalb der Wohnung des Mündels können ein 

Vertrauensverhältnis zwischen Mündel und Vormund entstehen lassen 

oder vertiefen. Aus der umfassenden Verantwortung des Vormunds für 

Person und Vermögen des Mündels heraus ist der Vormund allerdings 

gehalten, den Mündel so lange zu sehen und dessen Situation zu erörtern, 

dass dem Vormund die Erfüllung seiner Aufgaben möglich ist. Davon 
                                                 
88http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 5, [31.08.2011]. 
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unabhängig dürften jedoch selbst bei einem kurzen Besuch etwaige 

Anzeichen einer Misshandlung oder Vernachlässigung des Mündels 

festzustellen sein.“89 

 

7.2 Pflege und Erziehung  

 

Dem § 1800 BGB wird folgender Satz angefügt: 

 

„ Der Vormund hat die Pflege und Erziehung des Mündels zu fördern und 

zu gewährleisten.“ 90 

 

Der § 1800 BGB nennt nun ausdrücklich die Pflicht des Vormunds, die 

Pflege und Erziehung des Mündels zu fördern und zu gewährleisten. Der 

Vormund muss dieser Pflicht in eigener Person nachkommen. Es reicht 

nicht, dass er diese Pflicht ausschließlich anderen überlässt -  wie etwa 

den Mitarbeitern des Sozialen Dienstes des Jugendamtes, den 

Pflegeeltern oder den Heimen, die den Mündel aufgenommen haben.91 

 

7.3 Aufsicht des Familiengerichts 

 

Nach § 1837 Absatz 2 Satz 1 BGB wird folgender Satz eingefügt: 

 

„Es hat insbesondere die Einhaltung der erforderlichen persönlichen 

Kontakte des Vormunds zu dem Mündel zu beaufsichtigen.“ 92 

 

Mit dem neu eingefügten Satz 2 wird für das Gericht nochmals 

verdeutlicht, dass sich seine Aufsicht auf die Amtsführung des Vormunds 

                                                 
89http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 7, [31.08.2011]. 
90http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 5, [31.08.2011]. 
91 Vgl. im WWW unter: 
http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_BT-
Drucks._17-3617.pdf, S. 7, [31.08.2011]. 
92http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 5, [31.08.2011]. 
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bezieht. Insbesondere bezieht sich die Aufsicht auf die von diesem 

unterhaltenen Kontakt mit dem Mündel. Kommt der Vormund der Pflicht 

zum persönlichen Kontakt nicht in dem erforderlichen Umfang nach, hat 

das Gericht mit geeigneten Aufsichtsmaßnahmen einzuschreiten.93 

 

7.4 Jährliche Berichtspflicht 

 

Dem § 1840 Absatz 1 BGB wird folgender Satz angefügt: 

 

„Der Bericht hat auch Angaben zu den persönlichen Kontakten des 

Vormunds zu dem Mündel zu enthalten.“ 94 

 

Mit diesem ausdrücklichen Hinweis, dass auch der persönliche Kontakt 

des Vormunds zum Mündel in dem jährlichen Bericht für das Gericht 

enthalten sein muss, soll die Umsetzung der Pflicht zum persönlichen 

Kontakt und die Aufsicht des Gerichts auch über diesen Aspekt der 

Amtsführung des Vormunds in der Praxis gestärkt werden. Weitere 

gesetzliche Vorgaben zum Berichtsinhalt werden nicht für erforderlich 

erachtet. Insoweit soll es bei dem Ermessen des aufsichtsführenden 

Gerichtes bleiben. Soweit das Gericht es für erforderlich hält, kann es 

auch Berichte in kürzeren Abständen anordnen.95 

 

7.5 Fallzahlen  

 

§ 55 Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder und 

Jugendhilfe – wird wie folgt geändert: 

Nach Satz 1 werden die folgenden Sätze eingefügt: 

                                                 
93 Vgl. im WWW unter: 
http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_BT-
Drucks._17-3617.pdf, S. 8, [31.08.2011]. 
94http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 5, [31.08.2011]. 
95 Vgl. im WWW unter: 
http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_BT-
Drucks._17-3617.pdf, S. 8, [31.08.2011]. 
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„Vor der Übertragung der Aufgaben des Amtspflegers oder des 

Amtsvormunds soll das Jugendamt das Kind oder den Jugendlichen zur 

Auswahl des Beamten oder Angestellten mündlich anhören, soweit dies 

nach Alter und Entwicklungsstand des Kindes oder Jugendlichen möglich 

ist. Eine ausnahmsweise vor der Übertragung unterbliebene Anhörung ist 

unverzüglich nachzuholen. Ein vollzeitbeschäftigter Beamter oder 

Angestellter, der nur mit der Führung von Vormundschaften oder 

Pflegschaften betraut ist, soll höchstens 50 und bei gleichzeitiger 

Wahrnehmung anderer Aufgaben entsprechend weniger 

Vormundschaften oder Pflegschaften führen.“ 96 

 

„Durch die Einfügung wird eine Anhörung des Mündels/Pfleglings vor 

Übertragung der Aufgaben des Vormunds/Pflegers auf einen einzelnen 

Mitarbeiter des Jugendamts begründet sowie eine Fallzahlbegrenzung in 

der Amtsvormundschaft und Amtspflegschaft auf 50 Vormundschaften und 

Pflegschaften je vollzeittätigen Mitarbeiter des Jugendamts vorgenommen. 

Die Pflicht zur Anhörung soll die Interessen des Mündels/Pfleglings und 

seinen Einfluss auf das Verfahren stärken. Sie soll nur dann entfallen, 

wenn der Mündel/Pflegling aufgrund seines Alters und 

Entwicklungsstandes nicht zu einer Äußerung imstande ist. Auch in Fällen, 

in denen die Auswahlmöglichkeit hinsichtlich der personellen Ressourcen 

des Jugendamts begrenzt oder nicht vorhanden sind, soll eine Anhörung 

des Mündels/Pfleglings stattfinden, um seine Stellung als Subjekt des 

Verfahrens zu verdeutlichen. Die festgesetzte Fallzahl entspricht einer 

Empfehlung der Arbeitsgruppe „Familiengerichtliche Maßnahmen bei 

Gefährdung des Kindeswohls - § 1666 BGB“, die sich wiederum bei ihren 

Untersuchungen auf eine Empfehlung der Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Landesjugendämter („Dresdner Erklärung“ in: Der Amtsvormund 2000, S. 

437) gestützt hat. Sind den Mitarbeitern weitere Aufgaben übertragen, ist 

                                                 
96http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 5, [31.08.2011]. 
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die Anzahl der zu übernehmenden Vormundschaften oder Pflegschaften 

entsprechend zu reduzieren.“97 

 

8 Schlussbemerkung 

 

Was die Entwicklung des Vormundschaftsrechts betrifft, so konnten 

anhand dieser Arbeit verschiedene Gründe für diesen Wandel erarbeitet 

werden.  

 

Als Ursprung für den Wandel kristallisiert sich klar die Entwicklung der 

Gesellschaft, hier die Entwicklung des Kindes, als wichtigsten 

Bezugspunkt des Kinder- und Jugendhilferechts, heraus. 

 

Das neue Gesetz zur Änderung des Vormundschafts- und 

Betreuungsrechts stellt sich mit Sicherheit als einschneidenden Punkt in 

der rechtsgeschichtlichen Entwicklung der Vormundschaft in Deutschland 

dar. Außerdem geht es mit seinen Ansätzen sicherlich in die richtige 

Richtung. Probleme und Herausforderungen wird es weiterhin in diesem 

Bereich geben. Ob die neuen gesetzlichen Auflagen und Forderungen in 

der Praxis tatsächlich umsetzbar sind und ob sie dem jeweiligen Wohl des 

Kindes entsprechen wird sich in der Zukunft zeigen. Festzustellen ist, dass 

das Wesen des Vormundschaftsrechts immer wieder den geänderten 

Bedingungen der Gesellschaft angepasst werden muss. 

 

Zum Wohle jedes Kindes ist zu hoffen, dass sich eine vollständige 

Überabreitung des veralteten Vormundschaftswesens in naher Zukunft 

bewahrheiten wird.  

 

 

 

                                                 
97http://www.dijuf.de/tl_files/downloads/2010/RegE_Vormundschaftsrecht_04.11.2010_B
T-Drucks._17-3617.pdf, S. 8, [31.08.2011]. 
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